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Wirtschaftskammern ARGE28 
 
Wirtschaftsintegration durch Arbeitnehmerfreizügigkeit 
Vorantreiben 
 
Die Wirtschaft in den Grenzregionen hat sich seit der EU-Erweiterung als robust und 
wettbewerbsfähig erwiesen. Um so wichtiger ist es jetzt, den Integrationsprozess durch den 
Abbau weiterer Beschränkungen voranzutreiben, lautet die Position der 
Wirtschaftskammern der AGRE28 auf ihrer Sitzung am 6. Oktober 2008 in Frankfurt (Oder). 
 
Die noch bestehenden Beschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in der seit 2004 um 
zehn Mitgliedsstaaten erweiterten Europäischen Union behindern die mittelständischen 
Unternehmen bei ihren grenzüberschreitenden Aktivitäten. Mindesteinkommensgrenzen 
von mehr als 60 000 Euro Jahreseinkommen als Voraussetzung für Arbeitsgenehmigungen 
sind schlichtweg nicht mittelstandsgerecht. Mit der Aufrechterhaltung der Beschränkungen 
auch noch nach 2009 stünden Deutschland und Frankreich in Europa nahezu isoliert. 
Ohnedies wird in allen 25 EU-Mitgliedsstaaten, die seit 2004 der EU angehören, spätestens 
ab 2011 die Arbeitnehmerfreizügigkeit vollständig hergestellt sein. 
 
Die Wirtschaftskammern sprechen sich dafür aus, für Akademiker und für Berufe mit 
abgeschlossener Berufsausbildung die Arbeitsmärkte schon heute zu öffnen. Damit würde 
sich Deutschland am Beispiel Österreichs orientieren, das bereits konsequent den 
Arbeitsmarktzugang für Mangelberufe in den letzten Monaten erleichtert hat. Im Blick auf 
den künftigen Fachkräftenachwuchs sollte auch die Ausbildung von Lehrlingen aus den 
neuen Mitgliedsstaaten schon heute ermöglicht werden. 


